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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrages zum 
Glücksspielwesen in Deutschland und anderer Rechtsvorschriften 

A) Problem 

Der Erste Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages zum Glücksspiel-
wesen in Deutschland (Erster Glücksspieländerungsstaatsvertrag – Erster 
GlüÄndStV) hält an den Zielen der ordnungsrechtlich ausgerichteten und auf 
die Begrenzung der Gelegenheiten zum Spiel angelegten Regulierung der 
Glücksspiele sowie an den wichtigsten Instrumenten zur Durchsetzung 
grundsätzlich fest. Dabei werden die bisherigen Regelungen fortentwickelt, 
um den in den vergangenen Jahren aufgetretenen Defiziten zu begegnen und 
der Rechtsprechung sowohl des Gerichtshofs der Europäischen Union als 
auch der nationalen Gerichte Rechnung zu tragen. Insbesondere im Bereich 
der Sportwetten wird als Reaktion auf den umfangreichen Schwarzmarkt in 
einer Experimentierklausel für sieben Jahre das bisherige Veranstaltungsmo-
nopol durch ein Konzessionsmodell abgelöst. Zur kohärenten und unions-
rechtskonformen Ausgestaltung des deutschen Glücksspielmarktes sind zu-
dem Regelungen zu Pferdewetten und zum gewerblichen Automatenspiel 
vorgesehen. Für einige notwendig ländereinheitlich zu treffende Entschei-
dungen wird die zentrale Zuständigkeit der Behörde eines Landes festgelegt 
und ein Glücksspielkollegium mit Vertretern aller Länder geschaffen, das mit 
qualifizierter Mehrheit für die Länder entscheidet. 

Einzelne Neuregelungen im Glücksspielstaatsvertrag (GlüStV) machen eine 
Anpassung und Änderung der landesrechtlichen Ausführungsbestimmungen 
notwendig. Des Weiteren enthält der Staatsvertrag Vorschriften, die eine 
nähere Konkretisierung oder eine Umsetzung mit einem bestimmten Min-
destinhalt in den Ausführungsbestimmungen der Länder erfordern. 

Die Evaluierung der 2006 novellierten Spielverordnung (SpielV) hat das 
erhebliche Gefahrenpotential des gewerblichen Automatenspiels deutlich ge-
macht. Es hat sich in den letzten Jahren expansiv entwickelt und den einsti-
gen Charakter eines bloßen Unterhaltungsspiels verloren. Die Zahl der Spiel-
hallen mit Geldspielgeräten ist in den letzten Jahren insbesondere auch auf-
grund der Entstehung von Mehrfachkomplexen erheblich angestiegen. Neben 
dem damit für die Bevölkerung verbundenen hohen Suchtpotential wird da-
durch zudem die städtebauliche Entwicklung in den Gemeinden stark negativ 
beeinflusst. 

 

B) Lösung 

Die Vorschriften des Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrages zum 
Glücksspielwesen in Deutschland (AGGlüStV) und des Gesetzes über Spiel-
banken im Freistaat Bayern (SpielbG) werden inhaltlich und redaktionell an 
den Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag angepasst.  

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

- AUSZUG - 
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Die notwendigen Regelungen bei den Spielhallen werden durch Änderungen 
des AGGlüStV auf Landesebene geschaffen, um den Spieler- und Jugend-
schutz umfassend zu gewährleisten.  

Diese Neuregelungen beinhalten  

─ die Ausgestaltung der im GlüStV enthaltenen Anforderungen für Spiel-
hallen: 

Das Prüfprogramm für die glücksspielrechtliche Erlaubnis für die Errich-
tung und den Betrieb von Spielhallen (§ 24 Abs. 1 GlüStV) wird be-
stimmt. Hierbei wird ein Mindestabstand gesetzlich festgeschrieben.  

Des Weiteren wird zur Spielsuchtprävention für Spielhallen eine Min-
destsperrzeit von drei Stunden festgesetzt (§ 26 Abs. 2 GlüStV), die 
durch Verordnung der Gemeinden unter der Voraussetzung des Vorlie-
gens eines öffentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher Verhält-
nisse verlängert werden kann.  

─ eine Härtefallklausel für bestehende Spielhallen: 

Für bestehende Spielhallen wird eine Befreiungsmöglichkeit von den 
Anforderungen des GlüStV und des AGGlüStV geschaffen, die das Be-
standsschutzinteresse mittelständischer Spielhallenbetreiber maßgeblich 
berücksichtigt, zugleich aber auch eine klare Perspektive für die umfas-
sende Geltung des Verbots von Mehrfachkonzessionen schafft. 

Durch die Neuregelungen im GlüStV und dem AGGlüStV wird von der Ge-
setzgebungskompetenz für das Recht der Spielhallen (Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG) 
Gebrauch gemacht, die den Ländern im Rahmen der Föderalismusreform 
2006 übertragen worden ist. Der Bund bleibt jedoch weiterhin aufgefordert, 
die gerätebezogenen Anforderungen beim gewerblichen Automatenspiel un-
ter dem Gesichtspunkt der Spielsuchtprävention und des Spielerschutzes 
durch eine Änderung der SpielV zu verschärfen und hierdurch den Ergebnis-
sen der Evaluierung der SpielV 2006 Rechnung zu tragen.      

Mit der Änderung des Gesetzes über Zuständigkeiten und den Vollzug von 
Rechtsvorschriften im Bereich der Land und Forstwirtschaft (ZuVLFG) wird 
im Hinblick auf die erstmals begründeten Anforderungen des GlüStV an die 
Vermittlung von Pferdewetten durch Buchmacher die Zuständigkeit auf die 
Regierungen übertragen, die bislang bereits für die Erlaubnisse zur Vermitt-
lung von Lotterien und Sportwetten zuständig sind und die dadurch ihre Er-
fahrungen im Vollzug des GlüStV nutzen können. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

Staat 

Durch den Entwurf werden die wesentlichen Grundsätze des Gesetzes zur 
Ausführung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland bei-
behalten, so dass keine wesentlichen Mehrausgaben zu erwarten sind. Die 
Erlaubnis für die Wettvermittlungsstellen der Konzessionsnehmer bedeutet 
zwar eine Aufgabenmehrung für die Regierungen.  
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Im Gegenzug führt der Erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag in den Berei-
chen, in denen ein ländereinheitliches Verfahren vorgesehen ist, zu Entlas-
tungseffekten, auch wenn die zentral zuständigen Glücksspielaufsichtsbehör-
den, das Glücksspielkollegium und die Geschäftsstelle bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben insbesondere von den bisher zentral zuständigen Regierungen 
(Regierung der Oberpfalz und Regierung von Mittelfranken) zu unterstützen 
sein werden. In der Summe ist daher zu erwarten, dass der Mehraufwand 
durch die Entlastungseffekte kompensiert wird.  

 

Kommunen 

Den für den Vollzug der Gewerbeordnung zuständigen Behörden (Kreisver-
waltungsbehörden; kreisangehörige Gemeinden, denen durch Rechtsverord-
nung nach Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der Bayerischen Bauordnung die Auf-
gaben der unteren Bauaufsichtsbehörden übertragen wurden, Delegationsge-
meinden), die bereits für die Erteilung der gewerberechtlichen Spielhallener-
laubnis zuständig sind, wird auch die Zuständigkeit für die glücksspielrecht-
liche Erlaubnis sowie den damit zusammenhängenden Vollzug übertragen. 
Dieser Verwaltungsaufwand wird durch kostendeckende Gebühren aufgefan-
gen werden. 

 

Wirtschaft und Bürger 

Für die Wirtschaft erzeugt der vorliegende Gesetzentwurf keine Pflichten, die 
nicht bereits im Glücksspielstaatsvertrag angelegt wären. Das Erfordernis 
einer glücksspielrechtlichen Erlaubnis für die Errichtung und den Betrieb 
einer Spielhalle folgt aus § 24 GlüStV. Eine Darlegung zum Vertrieb über 
Wettvermittlungsstellen ist Bestandteil des im Konzessionsverfahren nach 
§§ 4a ff. GlüStV vom Bewerber vorzulegenden Vertriebskonzepts.  

Für die Bürger ergeben sich aus dem Entwurf keine zusätzlichen Kostenaus-
wirkungen.      
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Gesetzentwurf 
zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Staats-
vertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland und 
anderer Rechtsvorschriften 

 

§ 1 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung des  

Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland 

Das Gesetz zur Ausführung des Staatsvertrages zum 
Glücksspielwesen in Deutschland (AGGlüStV) vom 20. De-
zember 2007 (GVBl S. 922, BayRS 2187-3-I) wird wie 
folgt geändert: 

 

1. Vor Art. 1 wird folgende Inhaltsübersicht eingefügt: 

„Inhaltsübersicht 

Teil 1 
Lotterien und Sportwetten 

Art.   1 Öffentliche Aufgabe 
Art.   2 Erlaubnisverfahren 
Art.   3 Lotterien mit geringerem Gefährdungspoten-

tial 
Art.   4 Glücksspielaufsicht 
Art.   5 Staatliche Lotterieverwaltung 
Art.   6 Mitwirkung am übergreifenden Sperrsystem 
Art.   7 Wettvermittlungsstellen 
Art.   8 Verordnungsermächtigung 

Teil 2 
Spielhallen 

Art.   9 Erlaubnisverfahren 
Art. 10 Aufsicht 
Art. 11 Betrieb von Spielhallen 
Art. 12 Befreiung 

Teil 3 
Ordnungswidrigkeiten,  

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 13 Ordnungswidrigkeiten 
Art. 14 Übergangsregelung Sperrdatei 
Art. 15 Inkrafttreten, Außerkrafttreten“ 

2. Vor Art. 1 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Teil 1 
Lotterien und Sportwetten“ 

3. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.  

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Sie unterstützt die nach § 9a Abs. 1 bis 3 und 
§ 19 Abs. 2 GlüStV zuständigen Glücksspiel-
aufsichtsbehörden, das Glücksspielkollegium 
(§ 9a Abs. 5 Satz 1 GlüStV) und die Geschäfts-
stelle (§ 9a Abs. 7 Satz 1 GlüStV) bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben.“ 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa)  In Satz 1 werden nach der Abkürzung „GlüStV“ 
ein Semikolon und die Worte „§ 10a GlüStV 
bleibt unberührt“ eingefügt.  

bb)  In Satz 2 werden die Worte „bis zum 31. De-
zember 2011 auf insgesamt 3 700 verringern“ 
durch die Worte „auf maximal 3 700 beschrän-
ken“ ersetzt. 

c) Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) 1Abweichend von Abs. 3 veranstaltet die An-
stalt ‚GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Län-
der‘ auf der Grundlage des Staatsvertrages über die 
Gründung der GKL Gemeinsame Klassenlotterie 
der Länder (GKL-StV) vom 15. Dezember 2011/ 
19. Januar 2012 … (Fundstelle, sobald bekannt, 
einsetzen) Klassenlotterien und ähnliche Spielan-
gebote. 2Sie nimmt die öffentliche Aufgabe nach 
§ 10 Abs. 1 GlüStV in Bezug auf Klassenlotterien 
und ähnliche Spielangebote wahr.“ 

4. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa)  In Nr. 2 Buchst. b werden nach der Ab-
kürzung „GlüStV“ die Worte „vorbehalt-
lich Abs. 3“ eingefügt. 

bbb)  Es wird folgende neue Nr. 6 eingefügt: 

„6.  bei Vermittlern die Mitwirkung am 
Sperrsystem nach § 8 Abs. 6 GlüStV 
sichergestellt ist,“ 
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(2) Die Bewerber um eine Konzession haben darzule-
gen, ob und an welchen Orten sie Sportwettangebote 
auch über Wettvermittlungsstellen zu vertreiben beab-
sichtigen.  

(3) Ist die Staatliche Lotterieverwaltung Konzessions-
nehmer, kann die Wettvermittlung an diese nur in den 
nach Art. 1 Abs. 3 Satz 2 zahlenmäßig beschränkten An-
nahmestellen als Nebengeschäft erfolgen; Art. 5 Abs. 2 
ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Eine Vermittlung von Sportwetten in anderen Stel-
len als in Wettvermittlungsstellen nach Abs. 1 und 3 ist 
nicht zulässig.“  

9. Art. 8 wird wie folgt geändert:  

a) Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2.  die Mitwirkung der Staatlichen Lotterieverwal-
tung am übergreifenden Sperrsystem nach 
Art. 6, soweit dies nach der Errichtung der zen-
tralen Sperrdatei durch das Land Hessen zur 
Vorbereitung der Übernahme nach § 29 Abs. 3 
Satz 1 GlüStV erforderlich ist,“ 

b) In Nr. 4 wird der Schlusspunkt durch ein Komma 
ersetzt. 

c) Es werden folgende Nrn. 5 und 6 angefügt: 

„5.  eine Senkung oder Erhöhung der Zahl der An-
nahmestellen nach Art. 1 Abs. 3 Satz 2 und der 
Zahl der Wettvermittlungsstellen nach Art. 7 
Abs. 1, soweit sie zur Erreichung der Ziele des 
§ 1 GlüStV erforderlich ist, 

  6.  die Einzelheiten zur Sicherstellung des Aus-
schlusses Minderjähriger von der Teilnahme 
an öffentlichen Glücksspielen nach § 4 Abs. 3 
GlüStV, insbesondere zu Inhalt und Umfang 
der an die nach dem Glücksspielstaatsvertrag 
Verpflichteten jeweils zu stellenden Anforde-
rungen.“ 

10. Nach Art. 8 wird folgender Teil 2 eingefügt: 

„Teil 2 
Spielhallen 

Art. 9 
Erlaubnisverfahren 

(1) Die Erlaubnis nach § 24 Abs. 1 GlüStV darf nur er-
teilt werden, wenn 

1. die Errichtung und der Betrieb der Spielhalle den 
Zielen des § 1 GlüStV nicht zuwiderlaufen (§ 24 
Abs. 2 Satz 1 GlüStV) und  

2. die Einhaltung 
a) der Jugendschutzanforderungen nach § 4 Abs. 3 

GlüStV, 
b) des Internetverbots in § 4 Abs. 4 GlüStV, 
c) der Werbebeschränkungen nach § 5 GlüStV, 

d) der Anforderungen an das Sozialkonzept nach 
§ 6 GlüStV und 

e) der Anforderungen an die Aufklärung über 
Suchtrisiken nach § 7 GlüStV  

sichergestellt ist. 
(2) 1Ausgeschlossen ist die Erteilung einer Erlaubnis 
für eine Spielhalle, die in einem baulichen Verbund mit 
weiteren Spielhallen steht, insbesondere in einem ge-
meinsamen Gebäude oder Gebäudekomplex unterge-
bracht ist. 2Die Anzahl der Spielgeräte, die in einer 
Spielhalle aufgestellt werden dürfen, bestimmt sich 
nach § 3 Abs. 2 der Verordnung über Spielgeräte und 
andere Spiele mit Gewinnmöglichkeit (Spielverord-
nung – SpielV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Januar 2006 (BGBl I S. 280). 

(3) 1Ein Mindestabstand von 250 Metern Luftlinie zu 
einer anderen Spielhalle darf nicht unterschritten wer-
den. 2Die zuständige Erlaubnisbehörde kann unter Be-
rücksichtigung der Verhältnisse im Umfeld des jeweili-
gen Standorts und der Lage des Einzelfalls Ausnahmen 
von dem nach Satz 1 festgesetzten Mindestabstand zu-
lassen.  

(4) Zuständige Erlaubnisbehörde ist die nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2 der Verordnung zur Durchführung der 
Gewerbeordnung zuständige Behörde. 

Art. 10 
Aufsicht 

1Die zuständigen Behörden nach Art. 9 Abs. 4 haben 
die Aufgabe,  
1. die Erfüllung der nach dem Glücksspielstaatsver-

trag bestehenden oder auf Grund des Glücksspiel-
staatsvertrages begründeten öffentlich-rechtlichen 
Verpflichtungen und 

2. die Erfüllung der nach diesem Gesetz oder auf 
Grund dieses Gesetzes begründeten öffentlich-
rechtlichen Verpflichtungen  

beim Betrieb von Spielhallen zu überwachen. 2Zu die-
sem Zweck stehen ihnen die Befugnisse nach § 9 Abs. 1 
GlüStV zu; § 9 Abs. 2 GlüStV gilt entsprechend. 3Art. 4 
bleibt unberührt.   

Art. 11 
Betrieb von Spielhallen 

(1) 1Spielhallen dürfen nur nach Erteilung der Erlaub-
nis nach § 24 Abs. 1 GlüStV und Art. 9 betrieben wer-
den. 2Die Übergangsfristen in § 29 Abs. 4 GlüStV sind 
zu beachten.  

(2) 1Die Sperrzeit für Spielhallen beginnt täglich um 
3.00 Uhr und endet um 6.00 Uhr. 2Die Gemeinden kön-
nen die Sperrzeit bei Vorliegen eines öffentlichen Be-
dürfnisses oder besonderer örtlicher Verhältnisse durch 
Verordnung verlängern.  

admin
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Art. 12 
Befreiung 

1Eine Befreiung im Sinn des § 29 Abs. 4 Satz 4 GlüStV 
darf nur erteilt werden, wenn die Gesamtzahl der Geld- 
und Warenspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit in den in 
einem baulichen Verbund, insbesondere einem gemein-
samen Gebäude oder Gebäudekomplex untergebrachten 
Spielhallen 48 nicht überschreitet und ein Konzept zur 
weiteren Anpassung vorgelegt wird. 2Die bereits bisher 
geltenden Anforderungen zur räumlichen und optischen 
Sonderung sind zu beachten. 3Die Befreiung kann nicht 
über die Geltungsdauer des Glücksspielstaatsvertrages 
hinaus erteilt werden. 4Zuständig für die Erteilung der 
Befreiung ist die in Art. 9 Abs. 4 genannte Behörde. 
5Diese hat nach vollständiger Antragstellung innerhalb 
von drei Monaten zu entscheiden.“ 

11. Nach Art. 12 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Teil 3 
Ordnungswidrigkeiten,  

Übergangs- und Schlussbestimmungen“ 

12. Der bisherige Art. 9 wird Art. 13; Abs. 1 wird wie folgt 
geändert: 

a) In Nr. 3 werden die Worte „§ 5 Abs. 4“ durch die 
Worte „§ 5 Abs. 5“ ersetzt. 

b) In Nr. 5 wird das Wort „oder“ durch ein Komma 
ersetzt. 

c) Nr. 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „§ 21 Abs. 3 Satz 2“ werden durch 
die Worte „§ 21 Abs. 5 Satz 2“ ersetzt.  

bb) Die Worte „§ 21 Abs. 3 Satz 1“ werden durch 
die Worte „§ 21 Abs. 5 Satz 1“ ersetzt. 

cc) Der Schlusspunkt wird durch ein Komma er-
setzt. 

d) Es werden folgende Nrn. 7 und 8 angefügt: 

„7. entgegen Art. 11 Abs. 1 eine Spielhalle ohne 
Erlaubnis betreibt, 

  8.  als Betreiber oder als Aufsichtsperson einer 
Spielhalle zulässt oder duldet, dass ein Gast 
während der Sperrzeit in den Betriebsräumen 
verweilt.“ 

13. Es wird folgender Art. 14 eingefügt: 

„Art. 14 
Übergangsregelung Sperrdatei 

(1) Bis zur Übernahme der Führung der Sperrdatei nach 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV durch die zuständige Stelle 
des Landes Hessen ist Art. 6 in der bis zum Ablauf des 
(Tag vor Inkrafttreten des Gesetzes einsetzen) gelten-
den Fassung mit der Maßgabe anzuwenden, dass in der 
Sperrdatei auch Spielersperren im Sinn des § 8 GlüStV 
einzutragen sind, die von Konzessionsnehmern (§§ 4a, 
10a Abs. 2 GlüStV) übermittelt werden.  

(2) 1Die Staatliche Lotterieverwaltung hat die bei ihr 
gespeicherten Spielersperren im Sinn des § 8 GlüStV 
nach der Übermittlung nach § 29 Abs. 3 Satz 2 GlüStV 
zu löschen. 2Die Betroffenen sind über die Übermitt-
lung zu unterrichten.“ 

14. Der bisherige Art. 10 wird Art. 15. 
 

§ 2 
Änderung des Gesetzes  

über Spielbanken im Freistaat Bayern 

Das Gesetz über Spielbanken im Freistaat Bayern (Spiel-
bankgesetz – SpielbG) vom 26. Juli 1995 (GVBl S. 350, 
BayRS 2187-1-I), zuletzt geändert durch Art. 18 des Geset-
zes vom 14. April 2011 (GVBl S. 150), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Art. 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Im einleitenden Satzteil wird nach dem Wort 
„sind“ das Wort „gleichrangig“ eingefügt. 

b) Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. durch ein begrenztes, eine geeignete Alternati-
ve zum nicht erlaubten Glücksspiel darstellen-
des Glücksspielangebot den natürlichen Spiel-
trieb der Bevölkerung in geordnete und über-
wachte Bahnen zu lenken sowie der Entwick-
lung und Ausbreitung von unerlaubten Glücks-
spielen in Schwarzmärkten entgegenzuwir-
ken,“ 

2. Art. 4a wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Zur Feststellung einer Spielersperre bedienen 
sich die Spielbanken der Sperrdatei nach § 23 
Abs. 1 Satz 1 des Glücksspielstaatsvertrages (Glü-
StV) und der Sperrdatei der Staatlichen Lotterie-
verwaltung nach Art. 4b.“ 

b) Abs. 3 wird durch folgenden neuen Abs. 3 und fol-
gende Abs. 4 und 5 ersetzt: 

„(3) 1Die Spielbanken sind verpflichtet, die Spie-
lersperren nach Abs. 2 Sätzen 1 und 2 sowie deren 
Änderungen und Aufhebungen unverzüglich zur 
Aufnahme an die Sperrdatei nach § 23 Abs. 1 
Satz 1 GlüStV zu übermitteln. 2Die Spielersperren 
nach Abs. 2 Satz 3 sind unverzüglich an die Staatli-
che Lotterieverwaltung zur Aufnahme in die Sperr-
datei nach Art. 4b zu übermitteln. 

(4) 1Für Auskunftsrechte der Betroffenen findet 
Art. 6 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutsch-
land entsprechende Anwendung. 2Die Spielbanken 
leiten die Anliegen der Betroffenen auch an die 
Staatliche Lotterieverwaltung weiter. 

(5) Das Staatsministerium des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften über die 
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Mitwirkung der Spielbanken an der Sperrdatei 
nach § 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV zu erlassen, soweit 
dies nach Errichtung der Sperrdatei durch das Land 
Hessen zur Vorbereitung der Übernahme im Sinn 
des § 29 Abs. 3 Satz 1 GlüStV erforderlich ist.“ 

3. Es wird folgender Art. 4b eingefügt: 

„Art. 4b 
Sperrdatei 

(1) Die Staatliche Lotterieverwaltung errichtet eine 
Sperrdatei. 

(2) 1In der Sperrdatei werden Störersperren im Sinn des 
Art. 4a Abs. 2 Satz 3 gespeichert, soweit und solange 
dies nach dem Zweck der Sperre erforderlich ist. 2Das 
gilt auch für Störersperren, die von den zuständigen 
Stellen der anderen Länder, von deutschen Spielbanken 
und von Spielbanken in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum sowie der Schweiz nach Bayern über-
mittelt werden. 

(3) Für die in der Sperrdatei zu speichernden Daten gel-
ten § 23 Abs. 1 und 5 GlüStV entsprechend. 

(4) 1Den bayerischen Spielbanken werden auf Anfrage 
die Sperrdaten nach Abs. 2 zum Zweck der Überwa-
chung der auf Störersperren beruhenden Teilnahmever-
bote nach der Spielbankordnung mitgeteilt. 2Den für 
Sperrdateien im Sinn des Abs. 2 zuständigen Stellen 
anderer Länder und den anderen deutschen Spielbanken 
werden die Sperrdaten übermittelt, soweit dies zur 
Kontrolle von mit der Spielbankordnung vergleichba-
ren, auf Störersperren beruhenden Teilnahmeverboten 
des jeweiligen Landesrechts erforderlich ist. 3Eine 
Übermittlung der Sperrdaten an Spielbanken in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum sowie der Schweiz ist 
zulässig, soweit Gegenseitigkeit und die ausschließli-
che Verwendung zum Zweck der Kontrolle von mit der 
Spielbankordnung vergleichbaren, auf Störersperren be-
ruhenden Teilnahmeverboten gewährleistet sind. 4Die 
Datenübermittlung kann durch automatisierte Abruf-
verfahren erfolgen; erteilte Auskünfte und Zugriffe im 
elektronischen System sind zu protokollieren. 5Die 
nach Satz 4 protokollierten Daten dürfen nur zur Kon-
trolle der Zugriffsberechtigungen auf das elektronische 
System verwendet werden; sie sind durch technische 
und organisatorische Maßnahmen gegen zweckfremde 
Verwendung zu schützen. 6Sonstige Datenübermittlun-
gen sind nur nach Maßgabe und in entsprechender An-
wendung des § 23 Abs. 3 GlüStV zulässig. 

(5) Betroffene erhalten von der Staatlichen Lotteriever-
waltung auf Antrag Auskunft über 
1. die zu ihrer Person in der Sperrdatei gespeicherten 

Daten, 
2. den Zweck und die Rechtsgrundlage der Erhebung, 

Verarbeitung oder Nutzung der Daten, 

3. die Empfänger regelmäßiger Datenübermittlungen, 
4. Auftragnehmer, sofern Dritte an der Datenverarbei-

tung beteiligt sind.“ 

4. Art. 12 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Bis zur Übernahme der Führung der Sperrdatei 
nach § 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV durch die zuständige 
Stelle des Landes Hessen sind Art. 4a dieses Gesetzes 
und Art. 6 des Gesetzes zur Ausführung des Staatsver-
trages zum Glücksspielwesen in Deutschland (AG-
GlüStV) vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 922, Bay-
RS 2187-3-I) jeweils in der bis zum Ablauf des (Tag 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes einsetzen) geltenden 
Fassung anzuwenden.“ 
 

§ 3 
Änderung des Gesetzes über Zuständigkeiten  

und den Vollzug von Rechtsvorschriften  
im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 

In Art. 12 Abs. 2 des Gesetzes über Zuständigkeiten und 
den Vollzug von Rechtsvorschriften im Bereich der Land- 
und Forstwirtschaft (ZuVLFG) vom 24. Juli 2003 (GVBl S. 
470, BayRS 7801-1-L), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Mai 2006 (GVBl S. 302), werden die Worte „ist die 
Kreisverwaltungsbehörde“ durch die Worte „sind die Re-
gierungen“ ersetzt.  

 

§ 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ……………………….…… in Kraft. 

 

 

 

 
Begründung: 

A) Allgemeines 

1. Mit dem Ersten Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertra-
ges zum Glücksspielwesen in Deutschland (Erster Glücks-
spieländerungsstaatsvertrag – GlüÄndStV) wird den in den 
vergangenen Jahren aufgetretenen Problemen bei der Be-
kämpfung des Schwarzmarktes bei Sportwetten begegnet, der 
Rechtsprechung sowohl des Gerichtshofs der Europäischen 
Union als auch der nationalen Gerichte Rechnung getragen 
sowie auf die negativen Entwicklungen beim gewerblichen 
Automatenspiel reagiert. Im Bereich der Sportwetten wird das 
bisherige Veranstaltungsmonopol in einer Experimentierklau-
sel für sieben Jahre durch ein Konzessionsmodell abgelöst. 
Zur kohärenten und unionsrechtskonformen Ausgestaltung 
des deutschen Glücksspielmarktes sind zudem Regelungen zu 
Pferdewetten und zum gewerblichen Automatenspiel vorge-
sehen.  

Für den Bereich des mit einem hohen Suchtpotential verbun-
denen gewerblichen Automatenspiels wird dabei berücksich-
tigt, dass sich dieses in den letzten Jahren expansiv entwickelt 
und den einstigen Charakter eines bloßen Unterhaltungsspiels 

admin
Textfeld

admin
Textfeld



Seite 10 Bayerischer Landtag 16. Wahlperiode Drucksache 16/12192 

verloren hat. Die Zahl der Spielhallen mit Geldspielgeräten 
ist in den letzten Jahren insbesondere auch aufgrund der Ent-
stehung von Mehrfachkomplexen erheblich angestiegen. Ne-
ben den damit für die Bevölkerung verbundenen Suchtgefah-
ren wird dadurch zudem die städtebauliche Entwicklung in 
den Gemeinden stark negativ beeinflusst. 

2. Einzelne Neuregelungen im Glücksspielstaatsvertrag (Glü-
StV) machen ergänzende Vorschriften in den Ausführungsge-
setzen der Länder erforderlich, insbesondere im Hinblick auf 
behördliche Zuständigkeiten und Verfahren, die Wettvermitt-
lungsstellen bei den Konzessionsnehmern, das System der 
Sperrdatei für Sucht- und Störersperren sowie hinsichtlich des 
Rechts der Spielhallen. Der Glücksspielstaatsvertrag enthält 
dabei Vorschriften, die die Länder mit einem bestimmten 
Mindestinhalt in ihren Ausführungsgesetzen umsetzen müs-
sen, sowie Vorschriften, in denen den Ländern aufgegeben 
wird, das Nähere in ihren Ausführungsbestimmungen zu re-
geln. Die Ausführungsgesetzgebung ist in § 28 Satz 1 GlüStV 
vorgesehen. Zusätzlich sind die Länder berechtigt, weiterge-
hende Anforderungen zu treffen und Bußgeld- oder Strafvor-
schriften zu erlassen (vgl. § 28 Sätze 2 und 3 GlüStV). 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf werden diese Rege-
lungspflichten und -befugnisse für Bayern durch Änderungen 
des Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrages zum 
Glücksspielwesen in Deutschland (AGGlüStV) und des Ge-
setzes über Spielbanken im Freistaat Bayern (SpielbG) umge-
setzt. 

Für den Bereich der Spielhallen werden im AGGlüStV die 
Anforderungen aus dem GlüStV inhaltlich ausgestaltet, so-
weit diese nicht ohnehin bereits unmittelbar gelten. Zu dieser 
Ausgestaltung gehören insbesondere eine Regelung zum Min-
destabstand zwischen Spielhallen, eine Sperrzeitregelung, die 
Festlegung von behördlichen Zuständigkeiten, Aufgaben und 
Befugnissen sowie eine Härtefallklausel für bestehende Spiel-
hallen.  

Für den Bereich der Spielbanken, für die nach Maßgabe von 
§ 2 Abs. 2 GlüStV weiterhin der Glücksspielstaatsvertrag An-
wendung findet, steht bei der notwendigen Änderung des 
AGGlüStV und des SpielbG die Neustrukturierung des Sperr-
systems der Spielbanken im Vordergrund, die als Konsequenz 
der Errichtung eines bundesweit zentral geführten Sperrsys-
tems für Suchtsperren im Hinblick auf die Störersperren der 
Spielbanken erforderlich ist. 

Mit einer Änderung des Gesetzes über Zuständigkeiten und 
den Vollzug von Rechtsvorschriften im Bereich der Land- 
und Forstwirtschaft (ZuVLFG) werden zudem im Hinblick 
auf die erstmals begründeten Anforderungen des GlüStV an 
die Vermittlung von Pferdewetten Zuständigkeiten auf die 
Regierungen übertragen, die bislang bereits für die Erlaubnis-
se zur Vermittlung von Lotterien und Sportwetten zuständig 
sind und die dadurch ihre  Erfahrungen im Vollzug des 
GlüStV 2008 nutzen können. 

3. Mit dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag wird auch 
eine Fortentwicklung der Zusammenarbeit der Länder vorge-
sehen. Für bestimmte, notwendig ländereinheitlich zu führen-
de Verfahren wird ein Glücksspielkollegium geschaffen, das 
mit qualifizierter Mehrheit für die Länder entscheidet und 
dessen Entscheidungen dann von den Behörden eines Landes 
mit Wirkung für alle Länder nach außen umgesetzt wird. Die 
Regelungen des GlüStV über Zuständigkeiten und Verfahren 
im ländereinheitlichen Verfahren gehen den allgemeinen Zu-
ständigkeiten und Verfahrensbestimmungen des Ausfüh-
rungsgesetzes vor. 

B) Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Zu § 1  (Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Staats-

vertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland) 

Zu Nr. 2: 

Die im AGGlüStV zu treffenden umfangreichen Bestimmungen 
zu den Spielhallen lassen es als sinnvoll erscheinen, diese in ei-
nem eigenen Teil zusammenzufassen. Diesem vorangestellt wer-
den die Regelungen zu Lotterien und Sportwetten in einem Teil 
mit dem Titel „Lotterien und Sportwetten“ zusammengefasst.  
 
Zu Nr. 3: 

Zu a): 

Zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen und effektiven 
Durchführung der durch den Glücksspieländerungsstaatsvertrag 
geschaffenen ländereinheitlichen Verfahren wird der bisherige 
Aufgabenbereich der Glücksspielaufsicht (§ 9 Abs. 1 Satz 1 Glü-
StV, Art. 4 AGGlüStV) dahingehend erweitert, dass dieser auch 
eine Unterstützung der im ländereinheitlichen Verfahren handeln-
den Stellen umfasst. Die Unterstützung kann insbesondere in der 
Mitwirkung in Prüfgruppen des Glücksspielkollegiums sowie in 
der Mitwirkung bei der Überwachung ländereinheitlich erteilter 
Erlaubnisse bestehen. Dies wird vor allem die bisher schon zentral 
zuständigen Regierungen von Mittelfranken und der Oberpfalz be-
treffen. Die allgemeinen landesrechtlichen Bestimmungen zur 
Amtshilfe sowie die Bestimmungen des Bayerischen Datenschutz-
gesetzes bleiben unberührt.  

Zu b): 

Zu aa): 

In Art. 1 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 wird klargestellt, dass auch der 
Freistaat Bayern für die Veranstaltung von Sportwetten durch die 
Staatliche Lotterieverwaltung zukünftig einer Konzession bedarf.  

Zu bb): 

Art. 1 Abs. 3 Satz 2 verpflichtet die Staatliche Lotterieverwaltung, 
wie bisher auch das Ziel einer Begrenzung der Zahl der Annahme-
stellen (vgl. § 10 Abs. 4 GlüStV) zu verfolgen. Der Vertrieb des 
staatlichen Lotterie- und Wettangebots über Annahmestellen als 
Verbundvertrieb über mittelständische Einzelhandelsbetriebe wur-
de von der höchstrichterlichen Rechtsprechung als mit Art. 12 
Abs. 1 GG vereinbar bestätigt. Für den Gesetzgeber bestehe keine 
Verpflichtung, den Verbundvertrieb über mittelständische Einzel-
handelsbetriebe aufzugeben (BVerwG, Urteil vom 24. November 
2010, Az. 8 C 15.09, Rz. 39). Vielmehr dürfe er davon ausgehen, 
die verfassungsrechtlich geforderte Abkehr vom Vertrieb der Lot-
terie- und Wettangebote als allerorts verfügbarer normaler Gegen-
stände des täglichen Bedarfs lasse sich dadurch erreichen, dass die 
Zahl der Vertriebsstellen begrenzt und gleichzeitig Maßnahmen 
zur qualitativen Beschränkung der Vermarktung getroffen würden; 
der Verbundvertrieb schließe eine konsequente Ausrichtung auf 
die Suchtvorbeugung und -bekämpfung nicht aus (BVerwG 
a.a.O.). Ausgehend von diesem Urteil wird die – aufgrund der seit 
1997 von der Staatlichen Lotterieverwaltung vorgenommenen 
kontinuierlichen Verringerung – zuletzt erreichte Zahl ihrer An-
nahmestellen von rd. 3 700 (Stand: Dezember 2011) nunmehr als 
Sollwert festgeschrieben. 

Zu c): 

Aufgrund des Staatsvertrages über die Gründung der GKL Ge-
meinsame Klassenlotterie der Länder (GKL-StV) wird mit Wir-
kung zum 01.07.2012 eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
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durch nicht zum Wetten geneigte Personen, die übermäßigem 
Spielen vorbeugen kann (BVerwG a.a.O., Rz. 40). Lokale, deren 
Umsatz ganz vom Wettgeschäft abhängig ist, sind dagegen regel-
mäßig darauf ausgelegt, Kunden zum Verweilen einzuladen und 
zum Wetten zu animieren. Sie bieten soziale Kontakte, die zur 
Teilnahme an Wetten anreizen und eine bereits vorhandene Wett-
neigung verstärken (vgl. BVerwG a.a.O.).   

Der Vertrieb über Annahmestellen steht auch offen, wenn ein 
staatlich kontrollierter Veranstalter im Sinne des Art. 5 Abs. 2 eine 
Konzession erhält (Art. 7 Abs. 3 Halbsatz 2).  

Art. 7 Abs. 4 verbietet die stationäre Vermittlung von Sportwetten 
außerhalb von Wettvermittlungsstellen und Annahmestellen.  
 
Zu Nr. 9: 

Zu a): 

Die Mitwirkung der Staatlichen Lotterieverwaltung am übergrei-
fenden Sperrsystem nach §§ 8 und 23 GlüStV wird bereits jetzt in 
Art. 6 geregelt. Die Errichtung der bundesweiten Zentraldatei 
durch das Land Hessen und die Übernahme der Sperrdaten erfolgt 
spätestens zum 01.07.2013 (für die Übergangszeit vgl. Art. 14). 
Nr. 2 soll es ermöglichen, soweit erforderlich ergänzende Bestim-
mungen zur Mitwirkung durch Rechtsverordnung zu treffen.  

Zu b): 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu c): 

Die Verordnungsermächtigung in Art. 8 Nr. 5 ermöglicht auch oh-
ne Gesetzesänderung eine Ausrichtung am Ziel der Spielsuchtbe-
kämpfung und der Vorbeugung gegen problematischen Spielver-
haltens (§ 1 Nr. 1 GlüStV) sowie die Berücksichtigung von zu-
künftigen tatsächlichen Entwicklungen im Hinblick auf die Kana-
lisierung und Schwarzmarktbekämpfung (§ 1 Nr. 2 GlüStV). Sie 
ermöglicht eine unverzügliche Anpassung der Zahl der Wettver-
mittlungsstellen in Art. 7 Abs. 1 für den Fall, dass nach § 4a 
Abs. 3 GlüStV durch einen Beschluss der Ministerpräsidentenkon-
ferenz die Zahl der Konzessionen erhöht oder gesenkt wird, um 
die Erreichung der Ziele des § 1 GlüStV besser zu gewährleisten. 

Die Verordnungsermächtigung in Art. 8 Nr. 6 ermöglicht Konkre-
tisierungen zu Inhalt und Umfang der aus § 4 Abs. 3 GlüStV abzu-
leitenden Anforderungen zur Sicherstellung des Ausschlusses 
Minderjähriger von der Teilnahme an öffentlichen Glücksspielen. 
Der Sicherstellungspflicht ist je für die Verantwortungssphäre des 
Veranstalters oder Vermittlers zu genügen (s. Erläuterungen zum 
Ersten GlüÄndStV zu § 4 Abs. 3). Das erfordert differenzierte An-
forderungen, die den unterschiedlichen Sachverhalten Rechnung 
tragen.  
 
Zu Nr. 10: 

Durch die Änderung des Grundgesetzes in Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 
GG als Folge der Föderalismusreform 2006 ist das Recht der 
Spielhallen in den Zuständigkeitsbereich der Länder übertragen 
worden. Von der Landesgesetzgebungskompetenz werden sowohl 
formelle Anforderungen an Spielhallen – wie z.B. Erlaubnispflich-
ten – als auch materielle Ge- und Verbote – wie das Verbot von 
Mehrfachspielhallen – erfasst. 

Die Bestimmungen über die Spielhallen werden in einem eigenen 
Teil zusammengefasst (Art. 9 bis 12).  

1. Art. 9 legt für die glücksspielrechtliche Erlaubnis für die Er-
richtung und den Betrieb einer Spielhalle (§ 24 GlüStV) das 
behördliche Prüfprogramm, nach dem Glücksspielstaatsver-

trag durch die Ausführungsbestimmungen näher zu bestim-
mende Erlaubnisvoraussetzungen und die Zuständigkeiten 
fest.    

Abs. 1 stellt klar, dass Voraussetzung für die Erteilung einer 
glücksspielrechtlichen Erlaubnis die Einhaltung der Ziele des 
Staatsvertrags sowie die Beachtung der Vorschriften ist, auf 
die § 2 Abs. 3 GlüStV verweist.  

Abs. 2 übernimmt die Regelung des Glücksspielstaatsvertra-
ges, dass die Erteilung einer Erlaubnis für eine Spielhalle, die 
in einem räumlichen Verbund mit weiteren Spielhallen steht, 
künftig ausgeschlossen ist (Verbot der Mehrfachkonzession). 
Dies ist aus Gründen der Suchtprävention geboten, da eine 
Reduzierung des Angebots von suchtfördernden Geld- oder 
Warenspielgeräten mit Gewinnmöglichkeit erreicht und durch 
räumliche Separation sowie das Erfordernis der Überwindung 
einer Wegstrecke beim Spielhallenwechsel der übermäßigen 
Ausnutzung des Spieltriebs entgegengetreten wird. Durch das 
Verlassen einer Spielhalle und deren Atmosphäre muss der 
Spieler vor dem Betreten einer weiteren Spielhalle einen neu-
en Entschluss zum Spiel fassen; damit besteht die Möglich-
keit, dass der Spieler aufgrund der zeitlichen und räumlichen 
Unterbrechung sein Spiel abbricht. Die Einführung des Ver-
bots der Unterbringung von mehreren Spielhallen in einem 
Gebäudekomplex dient dazu, eine Umgehung durch die aus 
der Vollzugspraxis bekannte Aufteilung eines von der Außen-
ansicht her einheitlichen Gebäudes in aus bauordnungsrechtli-
cher Sicht mehrere Gebäude zu verhindern. Die Höchstzahl 
der nach der Spielverordnung in der Fassung vom 27.01.2006 
(BGBl I S. 280) in einer Spielhalle zulässigen Spielgeräte ist 
auf zwölf Geld- oder Warenspielgeräte beschränkt. Das wird 
durch statische Verweisung auf die Vorschrift des § 3 Abs. 2 
SpielV klargestellt.  

Abs. 3 verfolgt primär das Ziel, Spielsucht zu bekämpfen und 
eine übermäßige Häufung von Spielhallen in bestimmten 
Vierteln zu vermeiden. Die Zahl der Spielhallenstandorte so-
wie die Zahl der Geld- oder Warenspielgeräte mit Gewinn-
möglichkeit haben sich in den letzten zehn Jahren signifikant 
erhöht. Nicht zuletzt die Evaluierung der 5. Novelle der 
Spielverordnung 2006 hat die hohe Suchtgefährlichkeit des 
gewerblichen Automatenspiels herausgestellt. Der Arbeits-
kreis gegen Spielsucht e. V. (Unna) hat ermittelt1, dass in 
Bayern im Jahr 2010 insgesamt 15.416 Geld- oder Waren-
spielgeräte in gewerblichen Spielhallen an 873 Standorten ex-
istierten. Bei einer Bevölkerungszahl von 12 538 696 Ein-
wohnern2 im Jahr 2010 kommen damit 813,35 Personen auf 
ein Geld- oder Warenspielgerät in einer Spielhalle. Insbeson-
dere im Bereich der großen Städte liegt eine hohe Dichte vor. 
So waren in München im Jahr 2010 insgesamt 1.943 Geräte 
in Spielhallen, d.h. ein Spielgerät pro 682,27 Einwohner, in 
Nürnberg insgesamt 1.301, also eines pro 387,12 Einwohner, 
aufgestellt. Schon im Jahr 2008 war mit durchschnittlich 
1.018,27 Einwohnern pro aufgestelltem Geld- oder Waren-
spielgerät mit Gewinnmöglichkeit von einer hohen Dichte 
auszugehen. Der sprunghafte Anstieg in den letzten Jahren ist 
in einem Großteil der untersuchten Gemeinden zu verzeich-
nen. So sind beispielsweise auch in kleineren Gemeinden wie 
Marktredwitz und Senden Zuwachsraten bei in Spielhallen 
aufgestellten Geld- und Warenspielgeräten von 43,9 Prozent 
bzw. 48 Prozent vorhanden.  

                                                           
1  Die Zahlen sind auf der homepage der Landesstelle Glücks-

spielsucht (http://www.lsgbayern.de/index.php?id=257) einseh-
bar.   

2  Zahl des Bayerischen Landesamts für Statistik (Bevölkerungs-
statistik 2010) 
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Der Mindestabstand in Satz 1 dient vorwiegend zur Vermei-
dung von Mehrfachkonzessionen und bezweckt die Verhinde-
rung und Bekämpfung von Spielsucht. Er ist ab der Außen-
wand der jeweiligen Spielhalle zu bemessen. Durch die erfor-
derliche Überwindung einer räumlichen und zeitlichen Dis-
tanz wird der Zusammenhang zwischen leichter Verfügbar-
keit und Griffnähe eines weiteren Spielangebots und einem 
verstärkten Nachfrageverhalten des Spielers unterbrochen. 
Satz 2 enthält eine Regelung, die ein Abweichen vom Min-
destabstand in besonders gelagerten Einzelfällen vorsieht; da-
durch werden unbillige Härten vermieden und dem Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz Rechnung getragen.  
Abs. 4 bestimmt die nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 der 
Verordnung zur Durchführung der Gewerbeordnung für die 
Erteilung der gewerberechtlichen Spielhallenerlaubnis zustän-
digen Behörden als zuständige Erlaubnisbehörde für die 
glücksspielrechtliche Erlaubnis. Dies sind derzeit die Kreis-
verwaltungsbehörden und kreisangehörige Gemeinden, denen 
durch Rechtsverordnung nach Art. 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
Bayerische Bauordnung die Aufgaben der unteren Bauauf-
sichtsbehörden übertragen wurden (sog. Delegationsgemein-
den); als Kreisverwaltungsbehörden sind hierbei die Land-
ratsämter und die kreisfreien Städte (Art. 9 Abs. 1 Satz 1 Ge-
meindeordnung) gemeint sowie die Großen Kreisstädte, die 
nach Art. 9 Abs. 2 Satz 1 Gemeindeordnung i.V.m § 1 Abs. 1 
Nr. 5 der Verordnung über die Aufgaben der Großen Kreis-
städte die Aufgabe der Kreisverwaltungsbehörde wahrneh-
men. Dadurch wird ein Zugriff auf die Vollzugserfahrungen 
der Gewerbebehörden ermöglicht und für den Antragsteller 
der Aufwand reduziert. 

2. Art. 10 Satz 1 und 2 überträgt den zuständigen Behörden der 
Gewerbeaufsicht für die Überwachung des Betriebs von 
Spielhallen die Aufgaben und Befugnisse der Glücksspielauf-
sicht. Die sich aus dem Glücksspielstaatsvertrag und diesem 
Gesetz ergebenden glücksspielrechtlichen Anforderungen sol-
len bei der Überwachung von Spielhallen sichergestellt wer-
den. Satz 3 stellt klar, dass auch die Glücksspielaufsichtsbe-
hörden nach Art. 4 weiterhin für Spielhallen zuständig blei-
ben, insbesondere wenn es um die Unterbindung von uner-
laubtem Glücksspiel in Spielhallen geht. Art. 10 bezweckt ei-
ne starke Glücksspielaufsicht über Spielhallen.    

3. Art. 11 Abs. 1 stellt klar, dass ab Inkrafttreten des Glücks-
spielstaatsvertrags dessen §§ 24, 25 und 26 anzuwenden sind. 
Der Betrieb einer Spielhalle vor Erteilung der glücksspiel-
rechtlichen Erlaubnis ist unzulässig und kann als Ordnungs-
widrigkeit geahndet werden. Die Regelung soll für Gemein-
den den Vollzug erleichtern, da es Sache des Betreibers ist, 
bei Neuaufnahme des Betriebs einer Spielhalle bzw. vor Ab-
lauf der Übergangsfrist des § 29 Abs. 4 GlüStV eine Erlaub-
nis einzuholen.  
Abs. 2 setzt § 26 Abs. 2 des Glücksspielstaatsvertrags um. 
Die Sperrzeit dient vor allem der Prävention von Spielsucht, 
da eine nachhaltige Ruhezeit Spieler zu einer Pause zwingt 
und die Anreize zum Weiterspielen hemmt. In Bayern haben 
sich in der Zeit zwischen 3 Uhr und 6 Uhr bislang gehäuft 
Überfälle auf Spielhallen ereignet, daher wird die Sperrzeit 
für diesen Zeitraum festgelegt. Die Gemeinden erhalten die 
Möglichkeit, die Sperrzeit durch Verordnung bei Vorliegen 
eines öffentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher 
Verhältnisse zu verlängern. Damit können sie Ruhephasen 
ausdehnen und örtlichen Gegebenheiten Rechnung tragen.  

4. Art. 12 macht von der in § 29 Abs. 4 GlüStV für die Länder 
vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch, Einzelheiten zur Befrei-
ung von den Voraussetzungen des § 24 Abs. 2 und § 25 Glü-

StV nach dem Ablauf der Übergangsfrist zu regeln. Ziel der 
Regelung ist es, einzelne Voraussetzungen für eine Befreiung 
festzulegen und dabei einerseits eine deutliche Absenkung 
der Gesamtzahl der stark suchtgefährdenden Geldspielgeräte 
zu erreichen und andererseits sicherzustellen, dass nicht un-
verhältnismäßig in die Rechte der Spielhallenbetreiber einge-
griffen wird.  

Das Anknüpfen an die Gesamtzahl der Geräte im Mehrfach-
komplex anstelle eines Anknüpfens an den räumlichen Be-
griff der Spielhalle zwingt die Betreiber nach fünf Jahren 
nicht zur Schließung kompletter Spielhallen, sondern ermög-
licht deren Nutzung mit ungefährlichen Unterhaltungsspielen 
ohne Gewinnmöglichkeit. Durch die Absenkung auf eine Ge-
samtzahl von zunächst 48 Geräten und die Vorlage eines in-
dividuellen Anpassungskonzepts durch den Betreiber, können 
insbesondere die Interessen der mittelständischen und kleine-
ren Spielhallenbetreiber berücksichtigt werden. Im Rahmen 
des Konzepts ist zwar eine zeitliche Perspektive für die weite-
re Absenkung der Gerätezahl vorzusehen, allerdings besteht 
ein Spielraum für eine flexible Gestaltung der Reduzierung, 
wenn andere geeignete spielerschützende Maßnahmen ergrif-
fen werden. Hierbei ist auch eine mögliche Entschärfung der 
Gefährlichkeit der Geld- und Warenspielgeräte durch eine 
Änderung der Spielverordnung zu berücksichtigen.  

Die Regelung strebt daher einen Interessenausgleich zwi-
schen den mit dem Staatsvertrag verfolgten Allgemeinwohl-
zielen und dem Bestandsschutz im Einzelfall an, wodurch den 
Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgebots Rechnung ge-
tragen wird. 

 
Zu Nr. 11: 

Dem neuen Teil „Spielhallen“ folgt ein Teil, in dem die Bußgeld-
bewehrungen sowie die Übergangs- und Schlussbestimmungen 
enthalten sind. 
 
Zu Nr. 12: 

Die Einfügung des „Teil 2 Spielhallen“ macht eine Fortschreibung 
der Artikelnummerierung erforderlich. 

Zu a):  

Redaktionelle Anpassung an den Ersten Glücksspieländerungs-
staatsvertrag (Anpassung an die neue Absatzfolge in § 5 GlüStV). 

Zu b): 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu c):  

Redaktionelle Anpassung an den Ersten Glücksspieländerungs-
staatsvertrag (Anpassung an die neue Absatzfolge in § 21 GlüStV). 

Zu d): 

Entsprechend Absatz 1 Nr. 1 wird für das Betreiben einer Spiel-
halle entgegen Art. 11 Abs. 1 ein eigenständiger Bußgeldtatbe-
stand aufgenommen. Zudem werden Verstöße gegen die Sperrzeit-
regelung bußgeldbewehrt.  
 
Zu Nr. 13: 

Gemäß § 29 Abs. 3 Satz 1 GlüStV soll die zentrale Sperrdatei für 
Spielsuchtsperren spätestens zum 01.07.2013 errichtet werden. Bis 
zur Übernahme bleiben nach § 29 Abs. 3 Satz 3 GlüStV die bis-
lang für die Führung der Sperrdatei der Veranstalter nach § 10 
Abs. 2 GlüStV zuständigen Stellen für die Unterhaltung eines 
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übergreifenden Sperrsystems (§§ 8 Abs. 1, 23 Abs. 1 Satz 1 Glü-
StV) verantwortlich.  

Vor dem Hintergrund dieser Übergangsregelung bestimmt Art. 14 
Abs. 1, dass die bisherigen rechtlichen Grundlagen für den Betrieb 
der Sperrdatei für Spielsuchtsperren bis zur Übernahme der Sperr-
datei weiter gelten und darin künftig auch von Konzessionsneh-
mern ausgesprochene Spielsuchtsperren eingetragen werden kön-
nen. Die Übermittlung von Sperrdaten zu Spielsuchtsperren an Kon-
zessionsnehmer sieht Art. 6 Abs. 5 Satz 1 AGGlüStV in der Fas-
sung vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 922, BayRS 2187-3-I) 
bereits vor, weil diese sonstige Stellen sind, die Spielverbote zu 
überwachen haben (§ 21 Abs. 5 GlüStV). 

Mit Art. 14 Abs. 2 Satz 1 wird eine Parallelspeicherung nach 
Übernahme der Sperrdatei durch die zuständige Behörde des Lan-
des Hessen ausgeschlossen.  
 
Zu Nr. 14: 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung neuer Arti-
kel.  
 
Zu § 2  (Änderung des Gesetzes über Spielbanken im Freistaat 

Bayern) 
Zu Nr. 1 a) und b): 

Die Ziele des Gesetzes über Spielbanken im Freistaat Bayern wer-
den entsprechend den Zielen des Glücksspielstaatsvertrages 
(§ 1 GlüStV) angepasst, die gemäß § 2 Abs. 2 GlüStV auch für 
Spielbanken Anwendung finden. 
 
Zu Nr. 2: 

Die Neufassung des Art. 4a trägt dem Umstand Rechnung, dass 
die Spielbanken verpflichtet sind, hinsichtlich Spielsuchtsperren 
(§ 8 Abs. 2 GlüStV) an der zentralen Sperrdatei nach § 23 Abs. 1 
Satz 1 GlüStV teilzunehmen. Zugleich behalten die Spielbanken 
das Instrument der Störersperre, mit dem dem Ziel des Spielbank-
gesetzes Rechnung getragen wird, die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung der Glücksspiele sicherzustellen (Art. 1 Abs. 1 Nr. 4). Störer-
sperren – wie sie unverändert in Art. 4a Abs. 2 Satz 3 definiert 
werden – sind nicht in das bundesweite Zentralregister einzutra-
gen; hier verbleibt es vielmehr bei der dezentralen Speicherung in 
den Ländern (vgl. den neuen Art. 4b und die Begründung hierzu). 
Art. 4a Abs. 4 bestimmt zur Verfahrenserleichterung für die Be-
troffen, dass sie die ihnen zukommenden datenschutzrechtlichen 
Auskunftsrechte auch über die Spielbanken bei der für die Füh-
rung der bundesweiten Sperrdatei nach § 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 
zuständigen Behörde des Landes Hessen und der Staatlichen Lot-
terieverwaltung geltend gemacht werden können. 
Art. 4a Abs. 3 Satz 1 verpflichtet die Spielbanken zur Mitwirkung 
am übergreifenden Sperrsystem nach §§ 8 und 23 GlüStV. Die Er-
richtung der bundesweiten Zentraldatei durch das Land Hessen 
und Übernahme der Sperrdaten erfolgt spätestens zum 01.07.2013 
(für die Übergangszeit vgl. Art. 12 Abs. 3). Die Verordnungser-
mächtigung in Art. 4a Abs. 5 soll es ermöglichen, soweit erforder-
lich ergänzende Bestimmungen zur Mitwirkung auch ohne Geset-
zesänderung zu treffen.  

Zu Nr. 3: 
Durch die Errichtung eines bundesweiten Zentralregisters für 
Spielsuchtsperren bedarf es einer zentralen bayernweiten Datei 
nur noch im Hinblick auf die Störersperren der Spielbanken (für 
die Übergangszeit bis zur Errichtung des bundesweiten Zentralre-
gisters vgl. den neuen Art. 12 Abs. 3).  

In Art. 4b werden hierfür die erforderlichen Anpassungen vorge-
nommen. Die Datei für Störersperren wird – wie bisher – bei der 
Staatlichen Lotterieverwaltung eingerichtet. Innerhalb der Staatli-
chen Lotterieverwaltung handelt es sich funktional um eine eigene 
speichernde Stelle, die von den anderen Bereichen (Spielbanken, 
Lotto etc.) zu trennen ist. Es kann auf bestehende personelle und 
sächliche Ressourcen zurückgegriffen werden.  

Art. 4b Abs. 2 Satz 1 legt die zulässigen Speichergegenstände fest. 
Art. 4b Abs. 2 Satz 2 stellt klar, dass dies auch für solche Sperren 
gilt, die von den dort genannten Stellen außerhalb Bayern übermit-
telt werden, gerade auch dann, wenn die Personen, deren Daten 
übermittelt werden, im Zeitpunkt der Übermittlung noch keinen 
glücksspielrechtlichen Bezug zu Bayern haben. 

Gemäß Art. 4b Abs. 3 gelten die in § 23 Abs. 1 GlüStV festgeleg-
ten Datenkategorien und die in § 23 Abs. 5 GlüStV festgelegte 
Löschfrist auch für Störersperren. Die Speicherung ergänzender 
Daten, die anlässlich einer Meldung bekannt geworden sind, ist 
unzulässig. 

In Art. 4b Abs. 4 werden die Datenströme geregelt, die von der 
Sperrdatei an andere Stellen übermittelt werden dürfen. Für die 
Übermittlung gilt hierbei eine strenge Zweckbindung sowie zu-
sätzlich – dem Grundsatz der Erforderlichkeit folgend – nach dem 
Kreis der Datenempfänger abgestufte Voraussetzungen.  

Der Auskunftsanspruch des Betroffenen nach Art. 4b Abs. 5 be-
steht nur gegenüber der die Sperrdatei führenden Staatlichen Lot-
terieverwaltung, nicht gegenüber den einzelnen Spielbanken. Er 
kann zur Verfahrenserleichterung für den Betroffenen über die 
Spielbanken geltend gemacht werden (vgl. Art. 4a Abs. 4).        
 
Zu Nr. 4: 

Gemäß § 29 Abs. 3 Satz 1 GlüStV soll die zentrale Sperrdatei für 
Spielsuchtsperren spätestens zum 01.07.2013 errichtet werden. Bis 
zur Übernahme bleiben nach § 29 Abs. 3 Satz 3 GlüStV die bis-
lang für die Führung der Sperrdatei der Veranstalter nach § 10 
Abs. 2 GlüStV zuständigen Stellen für die Unerhaltung eines über-
greifenden Sperrsystems (§§ 8 Abs. 1, 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV) 
verantwortlich. 

Vor dem Hintergrund dieser Übergangsregelung bestimmt Art. 12 
Abs. 3, dass die bisherigen rechtlichen Grundlagen für den Betrieb 
der Sperrdatei für Spielsuchtsperren als auch für Störersperren bis 
zur Übernahme der Sperrdatei weiter gelten.  
 

Zu § 3  (Änderung des Gesetzes über Zuständigkeiten und den 
Vollzug von Rechtsvorschriften im Bereich der Land- 
und Forstwirtschaft) 

Die Zuständigkeit für die Erteilung von Buchmachererlaubnissen 
wird von den Kreisverwaltungsbehörden auf die Regierungen 
übertragen. Dadurch wird die Schwerpunktsetzung bei den Regie-
rungen betreffend die Erteilung von Erlaubnissen zur Vermittlung 
von öffentlichen Glücksspielen (Annahmestellen, Verkaufsstellen, 
Wettvermittlungsstellen) für die Buchmacher nach dem Rennwett- 
und Lotteriegesetz fortgesetzt. Da für die Buchmacher künftig 
nach § 2 Abs. 5 GlüStV Anforderungen aus dem Glücksspiel-
staatsvertrag gelten und diese – wie z.B. das Sozialkonzept nach 
§ 6 GlüStV – bei den Regierungen bislang bereits in den dort an-
gesiedelten Erlaubnisverfahren zu prüfen waren, können deren 
Vollzugserfahrungen künftig auch für den Bereich der Buchma-
cher genutzt werden. 

Zu § 4  (Inkrafttreten) 

§ 4 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.  
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